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Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
mit diesem Schreiben übersende ich Ihnen den Wortlaut des Schreibens, das mein Kolle-
ge Untersteller aus Baden-Württemberg und ich unter dem 26. November d.J. an die 
Bundesumweltministerin gerichtet hatten sowie die Antwort der Bundesministerin für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit vom 5. Dezember zu Ihrer Unterrichtung. 
 
Mein Kollege Untersteller und ich hatten die Sorge, dass die Inbetriebnahme eines Endla-
gers erst weit nach dem Jahr 2050 erfolgen könne. Mit ihrem Schreiben hat die Bundes-
umweltministerin den geltenden gesetzlichen Zeitplan nochmals bestätigt, der die Festle-
gung des Endlagerstandorts im Jahre 2031 und die Errichtung eines Endlagers bis 2050 
vorsieht. 
 
Erfreulich ist, dass Frau Hendricks unseren Standpunkt teilt, dass aus Zwischenlagern 
keine Endlager werden dürfen und dass sie eine Verschiebung der Zeitplanung bis zur 
Standortentscheidung ablehnt. Allerdings bin ich auch weiterhin der Ansicht, dass bis zur 
Inbetriebnahme eines Endlagers - von heute an gerechnet - nicht mehr als 30 Jahre ver-
gehen müssen. Unabweisbare Gründe, warum ein längerer Zeitbedarf zwingend sein soll-
te, hat mir jedenfalls noch niemand genannt. Und nur aus unabweisbaren Gründen wäre 
es gesetzlich zulässig, die Zwischenlagergenehmigungen zu verlängern. 
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Ich schreibe das vor dem Hintergrund, dass der Schleswig-Holsteinische Landtag nach 
der Debatte um eine mögliche Zwischenlagerung von Castoren mit radioaktiven Abfällen 
deutscher Atomkraftwerke aus der Wiederaufarbeitung in England und Frankreich in sei-
nem Beschluss ausdrücklich festgelegt hatte, dass der Genehmigungszeitraum von 40 
Jahren ab der ersten Genehmigung des Zwischenlagers nicht verlängert und der Umfang 
nicht erweitert werden darf, das wäre Mitte der 2040er Jahre. Das Schreiben von Bun-
desministerin Dr. Hendricks lässt meines Erachtens, trotz des Deltas von wenigen Jahren, 
keinen Grund erkennen, den damaligen Beschluss zu überprüfen, da er ja schon damals 
auf der Grundlage des geltenden Gesetzes gefasst wurde. 
 
Sehr gern würde ich einer der nächsten Sitzungen aus den bisherigen Beratung der 
Kommission „Lagerung hochradioaktiver Abfallstoffe" berichten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Dr. Robert Habeck 














